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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Das Bundesverwaltungsgericht hatte im Vorjahr das Parlament um die Bewilligung von
sechs zusätzlichen Richterstellen ersucht. Im massgeblichen Gesetz ist ein Bereich von
50 bis 70 Stellen genannt, in der Ausführungsverordnung ist die Anzahl aber auf 64
fixiert. Das mit der Oberaufsicht über das Bundesverwaltungsgericht betraute
Bundesgericht erachtete in der aktuellen Konsolidierungsphase dieser neuen Instanz
die Aufstockung um eine italienischsprachige Richterstelle zur Bewältigung der
Pendenzen im Asylbereich als ausreichend. Die Rechtskommission des Ständerats
hatte zuerst nur eine auf zwei Jahre befristete Stelle genehmigen wollen. Da dies
rechtlich nicht möglich war, beantragte es dem Plenum mit einer parlamentarischen
Initiative, die Zahl der ordentlichen Vollzeitrichterstellen von 64 auf 65 aufzustocken,
was auch der Bundesrat unterstützte. Eine linke Kommissionsminderheit forderte eine
Erhöhung auf 67 Stellen, drang damit aber beim Parlament, das die Vorlage in der
Sommersession verabschiedete, nicht durch. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2009
HANS HIRTER

Ende August meldete das Bundesverwaltungsgericht neuen Personalbedarf an. Anlass
dazu war die grosse Anzahl von Beschwerden, die im Zusammenhang mit dem
Amtshilfegesuch der USA bei der Aufklärung von Steuerdelikten von Kunden der
schweizerischen Grossbank UBS zu erwarten waren. Um die UBS vor zivilrechtlichen
Klagen zu schützen, hatte sich die Schweiz in einem am 19. August unterzeichneten
bilateralen Abkommen verpflichtet, ein rund 4450 Konten betreffendes
Amtshilfegesuch der USA innert eines Jahres zu bearbeiten. Die für die Bewältigung
dieser Arbeit erforderlichen Richterstellen sollten jedoch nicht dauerhaft eingerichtet
werden. Da die rechtlichen Grundlagen für die Schaffung von befristeten
Richterstellen noch fehlen, beantragte die Rechtskommission des Nationalrats mit dem
Einverständnis ihrer Schwesterkommission der kleinen Kammer, eine entsprechende
Verordnung der Bundesversammlung und die Bewilligung von höchstens fünf
zusätzlichen, auf zwei Jahre befristeten Richterstellen. Eine aus Mitgliedern der SVP
gebildete Kommissionsminderheit bekämpfte diesen Vorschlag, der Bundesrat
unterstützte ihn. Der Nationalrat nahm die befristete Erhöhung der Richterzahl und die
zugrundeliegende Rechtsgrundlage gegen den Widerstand der SVP an. Nachdem auch
die kleine Kammer oppositionslos damit einverstanden war, konnte die Vorlage noch in
der Herbstsession verabschiedet werden. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2009
HANS HIRTER

Im Berichtjahr gaben die Kommissionen für Rechtsfragen beider Kammern ihre
Zustimmung zu einer parlamentarischen Initiative der RK-N, die mit einer Änderung der
entsprechenden Verordnung die Zahl der Richterstellen am Bundesverwaltungsgericht,
das im Juni 2012 nach dreieinhalb Jahren Bauzeit in St. Gallen bezogen werden konnte,
von höchstens 65 auf höchstens 68 Vollzeitstellen erhöhen wollte. Das
Bundesverwaltungsgericht hatte aufgrund zunehmender Engpässe entsprechenden
Bedarf angemeldet. Für die Bestimmung der Anzahl Richter ist die Bundesversammlung
zuständig, die dazu eine Verordnung erlässt. Das Bundesgericht, welches das
Bundesverwaltungsgericht beaufsichtigt, hatte allerdings Zweifel angemeldet, ob eine
Erhöhung der Richterstellen tatsächlich nötig sei. Bei der Beratung des
Geschäftsberichts des Bundesgerichtes in der Sommersession des Nationalrats
plädierte der Gerichtspräsident Lorenz Meyer gar offen für weniger Richter und
weniger, dafür aber wichtige Fälle. Auch der Bundesrat empfahl Nichteintreten. Die
rasch ausgearbeitete Verordnung wurde jedoch noch Ende Jahr im Nationalrat
behandelt und mit 110 zu 50 Stimmen angenommen. Im Ständerat fand die Beratung
2012 noch nicht statt. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2012
MARC BÜHLMANN

01.01.98 - 01.01.18 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Eine parlamentarische Initiative der Rechtskommission des Nationalrats, die mit einer
Verordnung die Zahl der Richterstellen am Bundesverwaltungsgericht von 65 auf 68
Vollzeitstellen erhöhen wollte, erlitt im Berichtjahr Schiffbruch. Zuerst hatte die
ständerätliche Kommission im Vorjahr zwar Zustimmung zur Ausarbeitung eines
Entwurfs gegeben und der Nationalrat hatte diesen noch Ende 2012 trotz Einwänden
des Gerichtspräsidenten und des Bundesrates gutgeheissen. Die kleine Kammer
beschloss allerdings in ihrer Frühjahrssession, nicht auf das Geschäft einzutreten. Der
Ständerat folgte mit 27 zu 13 Stimmen seiner Kommissionsminderheit und der
Regierung, die darauf hinwies, dass zum jetzigen Zeitpunkt kein Bedarf an zusätzlichen
Stellen bestehe, da Pendenzen und Arbeitsbelastung des Gerichtes in letzter Zeit
abgenommen hätten. Stellen auf Vorrat sollen keine geschaffen werden. Im Sommer
schloss sich die grosse Kammer diesem Argument an und der Vorstoss wurde beerdigt. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.06.2013
MARC BÜHLMANN

Um zu verhindern, dass neu gewählte Richterinnen und Richter am Bundesstraf-,
Bundespatent- und Bundesverwaltungsgericht eine höhere Entlohnung erhalten als ihre
gleichaltrigen Kolleginnen und Kollegen, die bereits ein entsprechendes Richteramt
bekleiden, beschloss die RK-NR eine Anpassung der Richterverordnung. Um die
Kohärenz des Lohnsystems zu sichern, müsse verhindert werden, dass länger im Amt
tätige Richterinnen und Richter weniger verdienen, als frisch angestellte. Mit der
Revision soll deshalb die Festlegung des Anfangslohns und die jährliche Lohnerhöhung
angepasst werden. Dem Beschluss der RK-NR, eine entsprechende Initiative
auszuarbeiten, stimmte die RK-SR Anfang Februar 2016 zu. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.02.2016
MARC BÜHLMANN

Ein Ziel der Asylgesetzrevision, die von der Stimmbevölkerung im Juni 2016
gutgeheissen worden war, ist eine Beschleunigung der Verfahren. Davon betroffen wird
auch das Bundesverwaltungsgericht (BVGer) sein, dass für Asylrekurse verantwortlich
ist. Um die hängigen Rekurse abbauen und die ab dem 1. Januar 2019 vom neuen Gesetz
vorgesehenen kürzeren Fristen einhalten zu können, beantragte das BVGer eine
Aufstockung der Richterstellen. Weil die Zuständigkeit für eine entsprechende
Erhöhung bei der Bundesversammlung liegt, reichte die RK-SR Ende 2016 eine
parlamentarische Initiative ein, aufgrund derer die Verordnung zur Anzahl
Richterstellen geändert werden soll. Das BVGer soll damit um vier neue Posten auf
insgesamt 69 Richterstellen aufgestockt werden. Der Vorschlag der RK-SR sieht
allerdings vor, diese Aufstockung zu befristen. Ab 2019 sollen ausscheidende
Richterinnen und Richter nicht mehr ersetzt werden, bis der Normalbestand von 65
Stellen wieder erreicht werde. 
Die RK-NR gab Mitte Januar 2017 ihre Zustimmung zur Idee ihrer Schwesterkommission.
Diese ihrerseits legte knapp zwei Wochen später einen Verordnungsentwurf vor, den
sie mit 11 zu 1 Stimmen guthiess. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.01.2017
MARC BÜHLMANN

In seiner Stellungnahme begrüsste der Bundesrat die geplante vorläufige Aufstockung
der Richterstellen am Bundesverwaltungsgericht, um damit die in der
Asylgesetzrevision beschlossene Beschleunigung der Asylverfahren umsetzen zu
können. Seiner Empfehlung, den von der RK-SR vorgelegten Entwurf anzunehmen,
kamen in der Frühjahressession sowohl der Stände- als auch der Nationalrat nach. 
Freilich kam es in beiden Kammern zu kleineren Diskussionen. Im Ständerat beantragte
Thomas Minder (parteilos, SH) nicht auf die Vorlage einzutreten, um damit einerseits
auf die mit seinen Worten «absurde Tatsache» hinzuweisen, dass jeder Asylantrag sogar
von Dublin-Fällen von einem kostenlosen Anwalt begleitet werde, obwohl dort ja
eigentlich der Erststaat zuständig sei. Unmittelbare Folge davon sei nun diese
Forderung nach Aufstockung der Richterstellen. Darüber hinaus war der Angehörige der
SVP-Fraktion skeptisch, ob die Aufstockung tatsächlich wie versprochen nach 2019
wieder rückgängig gemacht würde. Früher habe das Bundesverwaltungsgericht zudem
mit weniger Stellen mehr Fälle in kürzerer Zeit bearbeitet. Im Nationalrat übernahm
Pirmin Schwander (svp, SZ) mit denselben Argumenten den Part des Mahners. Freilich
fanden diese Minderheiten-Argumente jeweils nur bei den SVP-Fraktionskolleginnen
und -kollegen Anklang. Im Nationalrat konnten sich Viola Amherd (cvp, VS) und Bernhard
Guhl (bdp, AG) denn auch Seitenhiebe gegen die Volkspartei nicht verkneifen. Amherd
erinnerte daran, dass es bei dieser Vorlage auch um die Umsetzung des Volkswillens
gehe und Guhl warf der SVP vor, es gehe ihr nur darum, ein Problem zu bewirtschaften,
anstatt es auch zu lösen. Die Opposition von rechts widerspiegelte sich schliesslich
auch in der Schlussabstimmung, bei der die Verordnung im Nationalrat mit 132 zu 65
Stimmen und im Ständerat mit 38 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gutgeheissen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2017
MARC BÜHLMANN
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wurde. 7

Die vom Bundesrat zur Annahme empfohlene, von der RK-NR vorgelegte Anpassung der
Richterverordnung, mit der der Anfangslohn und die jährliche Erhöhung festgelegt
werden soll, wurde in der Sommersession 2017 im Nationalrat debattiert. Ein vor allem
von der SVP-Fraktion unterstützter Minderheitenantrag auf Nicht-Eintreten stand dabei
zur Diskussion. Moniert wurde, dass Lohnungleichheiten aufgrund unterschiedlicher
Erfahrung in Kauf genommen werden müssten. Es gehe nicht an, dass Bundesrichter
von den Vorteilen des Bundespersonalgesetzes profitierten ohne auch dessen
Nachteile in Kauf zu nehmen. Der Antrag der Minderheit fand jedoch ausschliesslich bei
der SVP-Fraktion Gehör: Eintreten wurde mit 107 zu 58 Stimmen ohne Enthaltung
beschlossen. Die vorgeschlagene Revision gab dann nicht mehr zu reden. Sie wurde mit
111 zu 60 Stimmen ohne Enthaltung angenommen. Erneut stand die geschlossene SVP-
Fraktion auf verlorenem Posten. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2017
MARC BÜHLMANN

Nachdem die Anpassung der Richterverordnung in der Sommersession den Nationalrat
passiert hatte, zeigte sich die RK-SR skeptisch gegenüber der Stossrichtung der
Revision. Der Einheitslohn für alle ordentlichen bzw. hauptamtlichen Richterinnen und
Richter des Bundesstrafgerichtes, des Bundesverwaltungsgerichtes und des
Bundespatentgerichtes sei zwar eine gute Idee, für die zusätzlich geplante Abstufung
nach Alter und Berufserfahrung wolle die Kommission aber Alternativvarianten prüfen.
Man könne sich auch einen Einheitslohn ohne Abstufung vorstellen. Diese Idee wurde
dann allerdings nach Konsultation eines entsprechenden Arbeitspapiers der Verwaltung
wieder verworfen und die Kommission empfahl dem Ständerat die Zustimmung zum
nationalrätlichen Entwurf. 
Bei der Beratung in der kleinen Kammer machte Justizministerin Simonetta Sommaruga
darauf aufmerksam, dass mit dem vorliegenden Vorschlag bestehende Ungleichheiten
effektiv beseitigt würden und die Differenzierung nach Alter und Erfahrung sachlich
begründet sei. Mit 35 zu 0 Stimmen bei 7 Enthaltungen folgte der Ständerat
entsprechend dem Antrag der Kommission. 
In der Schlussabstimmung sprachen sich der Nationalrat mit 126 zu 66 Stimmen bei
einer Enthaltung und der Ständerat mit 34 zu 2 Stimmen (7 Enthaltungen) für die neue
Verordnung aus. In beiden Kammern kamen die Gegenstimmen ausschliesslich aus der
SVP-Fraktion. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2017
MARC BÜHLMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

En octobre, la commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil national (CEATE-CN) a déposé une initiative parlementaire quant à
la prise en charge des coûts de l’énergie d’ajustement. La CEATE-CN a estimé qu’il y
avait lieu de légiférer sur la question, étant donné que la jurisprudence du Tribunal
administratif fédéral (TAF) contenait des incertitudes juridiques. Afin de garantir la
sécurité de l’approvisionnement en électricité, le texte oblige Swissgrid, la société
nationale du transport d'électricité, à facturer individuellement aux groupes-bilan les
coûts de l'énergie d'ajustement. En adhérant au texte dans la foulée, la CEATE du
Conseil des Etats a permis de rapidement donner suite à l’initiative parlementaire. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.10.2013
LAURENT BERNHARD
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